Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7874.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
der Provinz Schleswig ⸗Holſtein. Vom 1. September 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, auf Grund des F. 28. des Geſetzes vom 8. März 
1871., betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
en (Geſetz-Samml. S. 130. ff.), nach Anhörung des Provinziallandtages, 
was folgt: 


8. 1. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes der Pro⸗ 
vinz Schleswig⸗Holſtein wird vom 1. Januar 1872. ab dem Provinzialverbande 
von Schleswig⸗Holſtein und ſeinen Organen (dem Provinziallandtage, dem 
ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſe und dem Landesdirektor) nach Maßgabe des 
Regulativs vom 14. Auguſt 1871. (Geſetz-Samml. S. 372.) übertragen. 


$. 2. 

Inwieweit der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig 
zu führen oder die Beſchlußnahme des Provinziallandtages zu erwirken hat, 
wird ebenſo, wie die Abgrenzung der Befugniſſe des Landesdirektors gegenüber 
denen des ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes im Einzelnen, durch ein von dem 
Provinziallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu beſchließen. 
des Reglement beſtimmt. Durch in gleicher Weiſe zu erlaſſende Reglements 
wird die innere Einrichtung und Verwaltung der einzelnen Landarmen- und 
Korrektionsanſtalten geregelt. 


6. 3. 


Die ſtändiſchen Landarmenbehörden ſind befugt, in Angelegenheiten ihres 


Geſchäftskreiſes die Kreis- und Ortsbehörden zu requiriren. 
Jahrgang 1871. (Nr. 78747875.) 49 §. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 20. September 1871. 
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F. 4. 


Der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß hat alljährlich nach dem Rechnungs⸗ 
abſchluſſe die Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege 
und das Korrigendenweſen durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu“ 
bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 1. September 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7875.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
f dem kommunalſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks Wiesbaden, 
ſowie über die Verwaltung des für das ehemalige Herzogthum Naſſau 
vorhandenen Central-Waiſenfonds. Vom 4. September 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in dem 
kommunalſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks Wiesbaden, mit Ausſchluß 
des Stadtkreiſes Frankfurt a. M., ſowie über die Verwaltung des für das ehe⸗ 
malige Herzogthum Naſſau vorhandenen Central⸗Waiſenfonds, auf Grund der 
$$. 28. und 72. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend die Ausführung 


des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, nach Anhörung des Kom- 
munallandtages, was folgt: 


5. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Re— 
gierungsbezirks Wiesbaden, mit Ausſchluß des Stadtkreiſes Frankfurt a. M., 
ſowie die Verwaltung des für das ehemalige Herzogthum Naſſau vorhandenen 
Central⸗Waiſenfonds wird vom 1. Juli 1871. ab dem kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
bande dieſes Regierungsbezirks und deſſen Organen (dem Kommunallandtage, 
dem ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſe und dem Landesdirektor) nach Maßgabe 
der Verordnung vom 26. September 1867. (Geſetz Samml. S. 1659.) und des 
Regulativs vom 17. Juli 1871. (Geſetz-Samml. S. 299.) übertragen. 


§. 2. 


Inwieweit der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig 
zu führen oder die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages zu erwirken hat, 
wird 
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wird ebenſo wie die Abgrenzung der Befugniſſe des Landesdirektors gegenüber 
denen des Verwaltungsausſchuſſes im Einzelnen, durch beſonderes von dem Kom⸗ 
munallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu erlaſſendes 
Reglement beſtimmt. 

Durch ein in gleicher Weiſe zu erlaſſendes Reglement wird auch die innere 
Einrichtung und Verwaltung der zu errichtenden Landarmen- und Arbeitsanſtalt 
eintretenden Falls geregelt. 


§. 3. 

Für die Verwaltung des Central⸗Waiſenfonds bleiben auch ferner die im 
$. 17. des Geſetzes, betreffend die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege, vom 
18. Dezember 1848. (Naſſauiſches Verordnungsbl. S. 303. ff.) enthaltenen Be- 
ſtimmungen maßgebend. 

Inſoweit zur Erfüllung derſelben die eigenen Einnahmen des Fonds nicht 
ausreichen, hat der Landarmenverband einzutreten. 0 

In gleicher Weiſe liegt demſelben die Verpflichtung ob, für die Waiſen⸗ 
pflege in dem Kreiſe Biedenkopf und dem Ortsbezirke Rödelheim in demſelben 
a zu ſorgen, wie ſolches ſeither zu Laſten der Staatskaſſe geſchehen iſt. 

Der Bezirk des vormals Landgräflich Heſſiſchen Amtes Homburg darf zu 
vorgedachten Zwecken nicht belaſtet werden. 


6. 4. 


Die zur Verwaltung des Landarmenweſens und der Waiſenpflege beſtellten 
ſtändiſchen Behörden ſind befugt, in Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes die 
Kreis-, Amts- und Ortsbehörden zu requiriren. 


§. 5. 

Der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß hat alljährlich nach dem Rechnungs- 
abſchluſſe die Ergebniſſe der Verwaltung in Bezug auf das Landarmen» und 
Korrigendenweſen, ſowie die Waiſenpflege durch das Amtsblatt zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 4. September 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7875-7876. 49* (Nr. 7876.) 
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(Fr. 7876.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Halle, Regierungsbezirk Merſeburg, zum Betrage von 300,000 Rthlr. 
Vom 19. Juli 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, was folgt: 


Nachdem von dem Magiſtrate zu Halle a. d. S. im Einverſtändniß mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen worden iſt, zur Ausführung 
mehrerer nothwendiger Bauten und anderer gemeinnütziger Unternehmungen eine 
neue Anleihe im Betrage von 300,000 Thalern aufnehmen und zu dieſem Behufe 
auf jeden Inhaber lautende und mit Zinskupons verſehene Stadt- Obligationen 
ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverbind⸗ 
lichkeit gegen jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium zur Aus⸗ 
ſtellung von dreihunderttauſend Thalern Halleſcher Stadt-Obligationen, welche 
nach dem anliegenden Schema, und zwar: 


50,000 Thaler in Apoints zu 500 Thaler, 
200% 0 ¶BU] U᷑w = 18 100 
50% 00% t ee e 0 


auszufertigen ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Ge— 
nehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 

Die Anleihe wird mit fünf Prozent jährlich verzinſt und, von Seiten 
der Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane vom Jahre 1873. 
ab durch Verlooſung oder Ankauf der Obligationen mit jährlich mindeſtens 
Einem Prozent des geſammten Schuldkapitals unter Hinzurechnung eines ſolchen 
Betrages der durch die Tilgung erſparter Zinſen amortiſirt werden, daß die 
Tilgung binnen 41 Jahren beendet wird. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 19. Juli 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 
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3 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk merſeburg. 


Obligation 
der Stadt Halle a. d. Saale 


über 
3 Thaler Kurant. 
L i U e — 


Ausgefertigt auf Grund des Allerhöchſten Privilegii vom 
(Geſetz Sammlung 1871. S. ...). 


3 Dieſe Obligation berechtigt ihren Inhaber zum Bezuge von fünf 
Prozent jährlicher Zinſen der verſchriebenen Thaler in halbjährlichen 
Theilen am 1. April und 1. Oktober, ſowie zum Empfange des verſchriebenen 
Kapitals von Thalern, welches die Stadt Halle a. d. S. als baares 
Darlehn erhalten zu haben bekennt, aus der Kämmerei der Stadt, ſobald dieſe 
Obligation nach dem feſtgeſtellten Amortiſationsplane ausgelooſt wird. 

Die Stadtbehörden von Halle bekunden und bekennen hiermit die Ver⸗ 
pflichtung der Stadtgemeinde Halle, die Anleihe von 300,000 Thalern Nennwerth, 
von welcher dieſe Stadt⸗Obligation einen Theil bildet, nach dem feſtgeſtellten 
Tilgungsplane mit jährlich mindeſtens Einem Prozent des geſammten Kapital⸗ 
betrages und einem ſolchen Betrage der durch die Tilgung erſparten Zinſen zu 
amortiſiren, daß die Tilgung in 41 Jahren beendet wird. Der freien Wahl der 
Stadtbehörden bleibt überlaſſen, die jährlich zu amortiſirenden Obligationen durch 
Auslooſung zu beſtimmen oder durch freien Ankauf zu beſchaffen, auch den 
Tilgungsfonds zu verſtärken, oder die ſämmtlichen emittirten Obligationen auf 
einmal zu kündigen, wogegen den Inhabern der letzteren ein Kündigungsrecht 
nicht zuſteht. 

2. Mit dieſer Obligation ſind Zinskupons zunächſt für die fünf Jahre 
1 . ausgegeben; für die weitere Zeit werden neue 
Zinskupons für ebenfalls fünfjährige Perioden gegen Ablieferung des der älteren 
Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons bei der Kämmereikaſſe verabfolgt. Beim 
Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinsſchein-Serie an den 
Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig erfolgt iſt. 

3. Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obligationen und 
die Kündigung derſelben geſchieht unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern 
und Beträge ſpäteſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine durch das Amts— 
blatt der Königlichen Regierung zu Merſeburg, den Staatsanzeiger, das Halleſche 
Tageblatt und eine andere Halleſche Zeitung. 

(Nr, 7870.) Sollte 
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Sollte eins oder das andere der erſtgenannten drei Blätter eingehen, ſo 
beſtimmt der Magiſtrat mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Merſe⸗ 
burg, in welchem anderen Blatte die Bekanntmachung erfolgen ſoll. 

4. Die Zurückzahlung des Kapitals erfolgt an dem auf die Kündigung 
folgenden 1. Oktober gegen Auslieferung der Obligation und der nicht verfallenen 
Zinskupons. Von dieſem Fälligkeitstage ab hört die Verzinſung des Kapitals auf. 

5. Der Kapitalbetrag der ausgelooſten Obligationen verfällt zu Gunſten 
der Stadt, wenn die Einlöfung nicht binnen 30 Jahren nach dem Fälligkeit: 
termine erfolgt. 

6. Die Zinskupons verjähren mit Ablauf des vierten Kalenderjahres nach 
dem Ablaufe des Jahres ihrer Fälligkeit. 

7. Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Obli- 

ationen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts- Ordnung Theil 1. 
Titel 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Halle a. d. S. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kämmereikaſſe der Stadt anmeldet und den ſtattgehabten 
Beth der Zinskupons durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und 
bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

8. Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen haftet das Geſammt— 
vermögen und die Steuerkraft der Stadt. 


Halle a. d. S., den vnn 18. 


(I. S.) Der Magiſtrat. 
(Eigenhändige Unterſchrift des Magiſtrats-Dirigenten und eines anderen Magiſtrats- 


Mitgliedes.) 
Eingetragen 
Fol ee d 
N. N. 
Ausgefertigt: 
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aus der Kämmereikaſſe der Stadt Halle a. d. SSS Thaler 
Kurant. 


Thaler. Sgr. K u 5 D n Kupon A 2... : 


zur 


Halleſchen Stadt-Obligation * 


(Kupon ⸗Stempel.) 
(Stadtwappen.) 


| A. 

Littr. B. = ER 
©. 
über 


ner Thaler Kurant. 


„ir 


Inhaber empfängt am een 8.. an halbjährlichen Anke 
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Halle a. d. S., den en 8. 
Der Magiſtrat. 
(Unterſchriften.) 
(Eingetragen im Kuponbuche der Stadt Halle Fol. ) 


Dieſer Kupon verjährt in vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit. 


(Nr. 7876.) Pro⸗ 


zur | 


Halleſchen Stadt-Obligation 


A. 
Lie. B.. AR... 
Os 


über 
täten Thaler Kurant. 
Ignhaber empfängt gegen Rückgabe dieſes Talons zu der vorbenannten 
Obligation die .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre von Iſten ... 
18. bis zm rn 18. . bei der Kämmereikaſſe zu Halle a. d. S. 
ei Abdi ur (Trockener Stempel.) 
Halle a. d. S., den . n ... 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchriften.) 


(Anmerkung zu den Schemas für die Kupons und den Talon.) 


Die Namensunterſchriften des Magiſtrats⸗ Dirigenten und des zweiten Magiftrats- 
Mitgliedes können mit Lettern oder Fakſimile-Stempeln gedruckt werden; doch muß jeder 


Kupon und Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
werden. 


(Nr. 7877.) 
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Regulativs für die Verwaltung der provinzialſtändiſchen Anſtalten und 
Einrichtungen für Irre, Taubſtumme und Blinde, ſowie zur Unterſtützung 
angehender Erzieherinnen in der Provinz Poſen. 


Alf Ihren Bericht vom 10. Auguſt d. J. will Ich in Gemäßheit des $. 51. 
R des Geſetzes vom 27. März 1824. (GeſetzSamml. ©. 141.), dem Antrage des 
N ne des Großherzogthums Poſen entſprechend, das anliegende 


Regulativ, betreffend die Verwaltung der provinzialſtändiſchen Anſtalten 
und Einrichtungen für Irre, Taubſtumme und Blinde, ſowie zur Unter- 
ſtützung angehender Erzieherinnen in der Provinz Poſen, 
hiermit genehmigen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Bad Gaſtein, den 16. Auguſt 1871. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. | 


Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen ac, 
Angelegenheiten. 


An die Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten und des Innern. | 


4 
Jahrgang 1871. (Nr. 7877.) 50 Res 


3 (Nr. 7877.) Allerhöͤchſter Erlaß vom 16. Auguſt 1871., betreffend die Genehmigung des 


apa Be 


Provinzial. 
ſtändiſche 
Verwaltungs- 
kommiſſion. 


Zuſammen⸗ 
ung der 
provinzial / 
ſtändiſchen 
Verwaltungs · 
kommiſſion. 


— 


Regulativp, 
betreffend 


die Verwaltung der provinzialſtaͤndiſchen Anſtalten und Einrichtungen 
für Irre, Taubſtumme und Blinde, ſowie zur Unterftügung angehen 
der Erzieherinnen in der Provinz Poſen. 


6. 1. 


Die Verwaltung der provinzialſtändiſchen Anſtalten und Einrichtungen für Irre, 
Taubſtumme und Blinde, ſowie zur Unterſtützung angehender Erzieherinnen in 
der Provinz Poſen, wird einem beſonderen ſtändiſchen Organ übertragen, welches 
den Namen: 

„Provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion“ 


führt und ſeinen Sitz in der Stadt Poſen hat. 


$. 2. 


Die provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion beſteht mit Einſchluß des 
vorſitzenden Direktors aus fünf Mitgliedern. 

Der Direktor iſt von dem Provinziallandtage für den Zeitraum von ſechs 
Jahren zu wählen und vom Könige zu beſtätigen. Er hat ſeinen Wohnſitz in 
der Stadt Poſen zu nehmen. Er wird von dem Oberpräſidenten beeidigt und 
in ſein Amt eingeführt. 

Wird der Direktor länger als ſechs Wochen an der Ausübung ſeiner 
Funktion behindert oder ſcheidet er ganz aus, fo wird der Oberpräſident ermäch⸗ 
tigt, bis zur Wiederkehr des Direktors, beziehungsweiſe bis zum nächſten Zu- 
ſammentritt des Provinziallandtages, auf den Vorſchlag der Kommiſſion den 
Direktor kommiſſariſch zu beſtellen. 

Zum Stellvertreter des Direktors für die Fälle der kürzeren Abweſenheit 
oder Behinderung deſſelben wird von der Kommiſſion ein Mitglied gewählt;; 
dieſe Wahl bedarf der Zuſtimmung des Oberpräſidenten. 

Die vier übrigen Mitglieder der Kommiſſion werden von dem Provinzial. 
landtage aus der Zahl ſeiner Mitglieder gleichfalls auf die Dauer von ſechs 
Jahren gewählt. 

Für jedes der vier Mitglieder wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, 
welcher für den Fall der länger dauernden Verhinderung oder des gänzlichen 
Ausſcheidens des Mitgliedes einberufen wird. 

$. 3. 


3 


. 3. | 
Aus provinztalftändifchen Fonds werden nach der Beſtimmung des Pro. often ber 
vinziallandtages gewährt: en 


a) dem Direktor der Kommiffion eine angemeſſene fortlaufende Remuneration a 


und bei den durch feine Funktion bedingten Reifen die ihm zuſtehenden 
Reiſekoſten und Tagegelder; 


b) die Mittel zur Beſchaffung der erforderlichen Sekretariats-, Kalkulatur-, 
Abſchreiber⸗ und Botenkräfte, ſowie der Büreaubedürfniſſe und nöthigen⸗ 
falls der Büreaulokalität. 


Die Mitglieder der Kommiſſion erhalten bei ihrer Einberufung aus dem 
Landtagsloſten- Fonds Reiſekoſten und Tagegelder nach den vom Provinzialland- 
tage feſtgeſetzten Sätzen. 


$. 4. 


Die provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion hat die Verwaltung der Wirtungstreis 
vorbezeichneten provinzialſtändiſchen Anſtalten und Einrichtungen unter der Aufficht der Wee f 
und nach den Beſchlüſſen des Provinziallandtages, insbeſondere auch in Gemäß⸗ Verwaltungs- 
heit des von dieſem feſtzuſtellenden Finanzetats, ſelbſtſtändig zu führen, und für bommiſſen. 
jede Anſtalt und Einrichtung dem Provinziallandtage bei deſſen regelmäßigem 
Zuſammentritt einen Rechenſchaftsbericht zu erſtatten. 


F. 5. 


Die provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion regelt ihren Weſchafe band Geſchäftsgan 
durch eine von ihr zu entwerfende, durch Beſchluß des nächſten Provinzialland⸗ def ſubiſchen ; 
tages feſtzuſtellende Geſchäftsordnung und nimmt die zu ihrem Geſchäftsbetriebe Verwaltungs. 
Arb lichen Arbeitskräfte an. Für die Geſchäftsordnung find folgende Grund- kenmiſſen. 


ſätze maßgebend: 
a) die Beſchlüſſe werden nach der Mehrheit der Stimmen der Anweſenden 
gefaßt bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Direktors oder 
ſeines Stellvertreters 


b) um einen gültigen Beſchluß zu faſſen, müſſen außer dem Direktor min⸗ 
deſtens noch zwei Mitglieder anweſend fein; 


e) der Direktor führt die laufenden Geſchäfte der Verwaltung. Er bereitet 
die Beſchlüſſe der Kommiſſion vor und trägt für die Ausführung der⸗ 
ſelben Sorge. 

Er vertritt die Kommiſſion nach Außen, verhandelt Namens der⸗ 
ſelben mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und 
zeichnet alle Schriftſtücke. 

Alle Urkunden, in denen Verpflichtungen für die betreffenden In. 
ſtitute übernommen werden, ſind außer von dem Vorſitzenden noch von 
einem zweiten Mitgliede der Kommiſſion zu zeichnen. 

(Nr. 7877.) 50* $. 6. 
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$. 6. 

Verhältniß Die provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion iſt die vorgeſetzte Behörde 
Sr — aller ihrer Verwaltung anvertrauten Anſtalten und Einrichtungen und der bei 
Verwaltungs- derſelben angeſtellten Perſonen. 
. Im Einzelnen wird dieſes Verhältniß durch das von der Kommiſſion für 
Anstalten und jede Anſtalt zu erlaſſende Verwaltungs» Reglement beſtimmt. 
Einrichtungen. Dieſe Reglements bedürfen der Genehmigung der Minifter der geiftlichen, 

Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten und des Innern. 


8 
Beſondere Insbeſondere gehören zu den Geſchäften der provinzialſtändiſchen Wer 
a waltungskommiſſion: 
. a) die Entwerfung der Etats für die provinzialſtändiſchen Anſtalten und 
tommiffion. Einrichtungen zum Zwecke der Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages, 


beziehungsweiſe nach der Ermächtigung deſſelben innerhalb der von ihm 
ausgeſetzten Pauſchquanta die ſelbſtſtändige Aufſtellung der Etats; 

b) der Erlaß der Kaſſen⸗Ordres an die Provinzial -Inſtitutenkaſſe, 

e) die Prüfung und Dechargirung der Rechnungen; 

d) die Genehmigung zur Aufnahme und Entlaſſung der Angehörigen der 
Anſtalten, ſowie die Gewährung von Expektanzen; 

e) die Geſtattung der Theilnahme am Unterricht in den Anſtalten; 

) die Anſtellung der Direktoren der Anftalten, ſowie der Aerzte, der Lehrer 
und der höheren Beamten an denſelben, vorbehaltlich der im $. 8. be- 
zeichneten Ausnahme; 

g) die Ausfertigung der Beſtallungen für die Angeſtellten und die Zu⸗ 
ſicherung angemeſſener Penſionsanſprüche an dieſelben gegen die Provinz; 

h) der Erlaß der Unterrichtspläne ($. 9.). 


$. 8. 


Die Der dirigirende erſte Arzt an der Irrenanſtalt zu Owinsk wird vom 

ale Könige auf den Antrag des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medi⸗ 

1 zinal⸗ Angelegenheiten ernannt, nachdem die provinzialſtändiſche Verwaltungs⸗ 

kommiſſion mit etwanigen Erinnerungen gegen die Perſon des Anzuſtellenden 

Blat worden iſt. Die Anſtellung der Direktoren der Taubſtummen⸗ und 
lindenanſtalten bedarf der Beſtätigung des Oberpräſidenten. 


$: 9. 


Befugnifie Die provinzialſtändiſchen Anſtalten zum Unterricht und zur Erziehung 

n Taubſtummer und Blinder ſtehen unter der techniſchen Oberaufſicht des König. 
Schul lichen Provinzial⸗Schulkollegiums. 

kollegiums. Das⸗ 


ö 
» 
| 
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Daſſelbe kann von dem Zuſtande der Anſtalten durch Kommiſſarien 


Kenntniß nehmen; es hat von der beabſichtigten Vornahme ſolcher Reviſionen, 


ſowie von dem Reviſionsbefunde der provinzialſtändiſchen Verwaltungskommiſſion 
Mittheilung zu machen. 
Der Erlaß der Unterrichtspläne (F. 7. h.) bedarf der Zuſtimmung des 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums. 
Vor der Anſtellung der Lehrer an den in Rede ſtehenden Anſtalten 
(F. 7. f.) hat die provinzialſtändiſche Verwaltungskommiſſion das Gutachten des 
öniglichen Provinzial⸗Schulkollegiums einzuholen. 


$. 10. 


Die ſtaatliche Oberaufficht über die vorerwähnte ſtändiſche Verwaltung 
führt der Oberpräſident. 

Derſelbe iſt befugt, über alle Gegenſtände der Verwaltung Auskunft zu 
erfordern und an den Berathungen der provinzialſtändiſchen Kommiſſion entweder 
ſelbſt E durch einen zu ſeiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil 
zu nehmen. 

Er hat Beſchlüſſe der Kommiſſion, welche die Befugniſſe derſelben über- 
ſchreiten oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern eine das 
Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung begründende ſchriftliche Eröffnung an die 
Kommiſſion fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Ausführung 
dem betreffenden Reſſortminiſter einzureichen. 

Dem Oberpräfidenten iſt demgemäß von den Sitzungen der Kommiſſion 
unter Angabe der Berathungsgegenſtände zeitig Anzeige zu machen, auch iſt ihm 
auf Erfordern Ausfertigung der Kommiſſionsbeſchlüſſe vorzulegen. 


(Nr. 78777878.) (Nr. 7878.) 


Staatliche 
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(Nr. 7878.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Prioritäts -Obliga- 
tionen der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft im Betrage von Einer 
Million Thaler. Vom 21. Auguſt 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


Nachdem von Seiten der Märkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des in der Generalverſammlung vom 26. Juni 1871. gefaßten Beſchluſſes dar⸗ 
auf angetragen worden iſt, derſelben Behufs Herſtellung des vollſtändigen be- 
triebsfähigen Zuſtandes der Märkiſch-Poſener Eiſenbahn, welcher mit dem im 
Geſellſchaftsſtatute vorgeſehenen Aktienkapitale von vierzehn Millionen fünfhundert⸗ 
tauſend Thalern nicht hat bewirkt werden können, die Aufnahme eines Darlehns 
gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener 
Prioritäts⸗ Obligationen zu geſtatten, wollen Wir in Gemäßheit des $. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz-Samml. Nr. 75.) durch gegenwärtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe derartiger Obli⸗ 
gationen in einer Geſammthöhe von 1,000,000 Thaler, geſchrieben Einer Mil⸗ 
lion Thaler, unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


Kl 
Die auf Höhe von Einer Million Thaler zu emittirenden Obligationen 
werden unter der Bezeichnung 
‚Priorität - Obligationen der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft“ 
nach dem anliegenden Schema A. in fünfhundert Thalern und Einhundert Tha- 
3% Y lern unter fortlaufenden Nummern und zwar: 
; 1) ſechshunderttauſend Thaler in Stücken zu fünfhundert Thalern unter 
Nummer Eins bis zwölfhundert, 
2) vierhunderttauſend Thaler in Stücken zu Einhundert Thalern unter Num⸗ 
mer zwölfhundert und Eins bis fünftauſend zweihundert 
ausgefertigt und mit Zinskupons nach dem Schema B., ſowie mit einem Talon 
nach dem Schema C. verſehen. 
G. Auf der Rückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 
—Dieſelben werden mit drei Fakſimile's der Unterſchrift des Vorſitzenden oder deſ⸗ 
ſen Stellvertreters und zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes verſehen und 
vom Rendanten der Geſellſchaft unterſchrieben. 

Die Zinskupons und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchrift 
zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes verſehen und von einem der dazu de, 
putirten Kaſſenbeamten unterſchrieben. 

Die erſte Serie der Zinskupons für zehn Jahre nebſt Talon wird den 
Obligationen beigegeben. Bei Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjährigen 
Periode werden nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung für anderweite zehn 
Jahre neue Zinskupons ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſen⸗ 
tanten des Talons, durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen 
Kupons quittirt wird, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation 
bei dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden 5 

a m 


— MM - 
Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs, oder wenn der Talon überhaupt 


nicht beigebracht werden kann, erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der 
Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talon beſonders vermerkt. 


$. 2. 

Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit fünf Prozent in halbjährigen 
Raten am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres von der Geſellſchaftskaſſe in 
Guben, ſowie don den durch den Verwaltungsrath in öffentlichen Blättern nam⸗ 
haft zu machenden Bankiers oder Kaſſen ausgezahlt. 

Zinſen von Prioritäts- Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jah 
ren, von dem in dem betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungstage an, nicht 
geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


§. 3. 

Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem 
Jahre 1874. beginnt und alljährlich den Betrag von einem halben Prozent oder 
fünftauſend Thalern unter Zuſchlag der durch die eingelöſten Obligationen erſpar⸗ 
ten Zinſen umfaßt. Die Amortiſation erfolgt entweder durch den Ankauf an 
der Börſe bis zum Nominalwerthe oder in Folge der Kündigung durch Zahlung 
des Nominalwerthes. 

Es bleibt jedoch der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft vorbe⸗ 
halten, den Amortiſationsfonds zu verſtärken und ſo die Tilgung der Prioritäts⸗ 
Obligationen zu beſchleunigen. Auch ſteht der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht 
zu, außerhalb des Amortiſationsverfahrens ſämmtliche alsdann noch vorhandene 
Prioritäts⸗ Obligationen durch Ankauf bis zum Nominalwerthe oder durch die 
öffentlichen Blätter zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

In beiden Fällen bedarf es nicht nur der Genehmigung des Staates, 
ſondern es wird auch der Beſtimmung deſſelben die Art der Kündigung, Feſt⸗ 
ſtellung der Kündigungsfriſt und des Rückzahlungstermins überlaſſen. 

Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem für das Eifenbahn -Unterneb- 
men beftellten Königlichen Kommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


$. 4. 

Die Nummern der nach der Beſtimmung des F. 3. zu 5 ei und zu 
amortiſirenden Obligationen werden jährlich im April durch das Loos in einer 
Verſammlung des Verwaltungsrathes, unter Zuziehung eines Notars, welcher 
hierüber ein Protokoll aufzunehmen hat, beſtimmt und ſofort öffentlich durch 
die Geſellſchaftsblätter bekannt gemacht. Die Auszahlung des Nominalbetrages 
dieſer ausgelooſten Obligationen erfolgt am erſten Juli jeden Jahres. 

Dieſe Verſammlung iſt vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen, und es iſt den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der Zutritt 
zu derſelben geſtattet. = 

Die Auszahlung der ausgelooften Obligationen erfolgt an dem im $. 4. 
dazu beſtimmten Tage von der Geſellſcgaftstaſfe in Guben, ſowie von den u 
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den Verwaltungsrath in den öffentlichen Blättern bekannt zu machenden Ban⸗ 
kiers oder Kaſfen nach dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen 
gegen Auslieferung derſelben. 

Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Prioritäts, Obli⸗ 
gationen auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht fälligen 
Zinskupons einzuliefern. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden 
Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen ſollen in Gegen⸗ 
wart zweier vereideter Notare verbrannt, und daß dies geſchehen, durch die öffent⸗ 
lichen Blätter bekannt gemacht werden. 

Die Obligationen aber, welche in Folge der Rückforderung ($. 9.) außer⸗ 
halb der Amortiſation eingelöſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


$. 6. 

Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht zur en vorge 
zeigten Obligationen werden jährlich während zehn Jahren von dem Verwal⸗ 
tungsrathe der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich einmal 
aufgerufen. Gehen ſie deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch 
aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern 
der werthlos gewordenen Obligationen von dem Verwaltungsrathe öffentlich be⸗ 
kannt zu machen iſt. 

. 


Sind Obligationen, Zinskupons oder Talons beſchädigt oder unbrauchbar 
emacht worden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß 

über ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt der Verwaltungsrath ermäch⸗ 
tigt, gegen Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue 
gleichartige Papiere auszufertigen und auszureichen. 

Außer dieſem Falle iſt die Anfertigung und Ausreichung neuer Obliga⸗ 
tionen in Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur zuläſſig nach gericht- 
licher Mortifikation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen 
Gericht erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. 

Eine gerichtliche Mortifikation beſchädigter oder verloren gegangener Zins. 
kupons findet nicht ſtatt. Es wird jedoch demjenigen, der die Beſchädigung oder 
den Verluſt derſelben vor Ablauf der Verjährungsfriſt (§. 2.) bei dem Verwal⸗ 
tungsrathe der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten a der Zinskupons 
durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt darthut, nach Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen 
Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Auch eine gerichtliche Mortifikation beſchädigter oder verlorener Talons 
findet nicht ſtatt. 

$. 8. 


Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden Zinſen Gläu- 
biger der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft und haben in dieſer Eigenſchaft 

i an 
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ellſchaftsvermögen ein unbedingtes wor air vor den Stamm⸗ 
ividenden. 


an dem 


und Stamm ⸗Prioritätsaktien nebſt deren Zinſen und 


| 5:9, 
| Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maßgabe des im $. 3. 
| gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung länger als drei Monate unberichtigt bleibt; N 
b) wenn durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung der Transportbetrieb 
| auf der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn länger als ſechs Monate ganz 
aufhört; 

e) wenn die im F. 3. feftgefegte Amortiſation nicht innegehalten wird. 

In den Fällen zu a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
ee werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins⸗ 

pons, zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 

In dem sub c. vorgedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündi⸗ 

gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von 

dieſem Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge⸗ 

brauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden 

ſollen. Bei 3 des r Rückforderungsrechtes ſind die 

Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen befugt, ſich an das geſammte bewegliche 
und unbewegliche Vermögen der Geſellſchaft zu halten. 


$. 10. 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritäts- Obligationen eingelöſt 
oder der Einlöſungsgeldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft keines 
ihrer Grundſtücke, welches zum Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen gehört, ver- 
äußern; dies bezieht ſich jedoch nicht auf ſolche Grundftüde, welche innerhalb der 
Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poſt⸗, 
Telegraphen⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu Packhöfen 
oder Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Für den Fall, daß Anſere 
Gerichte einen Nachweis darüber erfordern ſollten, ob ein Grundſtück zur Eiſen⸗ 
bahn oder zu den Bahnhöfen erforderlich ſei oder nicht, genügt ein Atteſt des 
betreffenden Eiſenbahnkommiſſariats. Eine weitere Aktienemittirung oder ein 
Perg eſchäft darf die Geſellſchaft nur dann unternehmen, wenn dieſen Priori⸗ 
täts⸗Obligationen für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszu⸗ 
gebenden Aktien oder der aufzunehmenden Anleihe vorbehalten und geſichert iſt. 


6-11: 


Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch den Deutſchen Reichs, und Preußiſchen Staatsanzeiger, die Ber⸗ 
liner Börſenzeitung, die Schleſiſche Zeitung, die Berliner Voſſiſche Zeitung und 
das Gubener Wochenblatt. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo genügt die 
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Bekanntmachung in den übrigen bis zur anderweiten, mit Genehmigung Unſeres 
Handelsminiſters zu treffenden Beſtimmung. 5 f A 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi- 
legium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und mit Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer 
Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder Rechten 
Dritter zu präjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 

Gegeben Bad Gaſtein, den 21. Auguſt 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Schema A. 


Prioritaͤts-Obligation 
der 2 
Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 
der Obligati d ig K i fü 12 
auf F . N e 


fernerer Kupons beigegeben. 
über 


Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant. 
Inhaber dieſer Obligation hat an die Märkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 
Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant zu fordern als Antheil 
an dem durch Königliches Privilegium vommnmnm autoriſirten Dar⸗ 
lehn voen Thalern. 

Die Zinſen ſind gegen die ausgegebenen Kupons zahlbar. 
Guben, den en 18. 


Der Verwaltungsrath der Maͤrkiſch⸗-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Stempel.) (Drei fakſimilirte Unterſchriften.) 
N. N., Rendant. 


Eingetragen sub Fol. ..... des Regiſters. 


Schema B. 
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Schema . ? 
Zinskupon 1 
der a 
Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahn-Prioritaͤts-Obligation 
. ; 


zahlbar am 2. Januar (1. Juli) 18.. 


Inhaber dieſes hat am 2. Januar (1. Juli) 18 .. die halbjährlichen Zinſen 
der obengenannten Prioritäts⸗Obligation über Fünfhundert Thaler (Einhundert 
Thaler) zu erheben mit 12 Rthlr. 15 Sgr. (2 Rthlr. 15 Sgr.). 


Guben, den en 18. 


Der Verwaltungsrath der Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Zwei fakſimilirte Unterſchriften.) 
N. N., Rendant. 


inſen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von 
dem in dem betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungstage 
an, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


Schema C. 
Talon 
der N 
Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahn-Prioritaͤts-Obligation 
3 


Inhaber empfängt gegen Rückgabe dieſes Talons die folgende Serie von 
zwanzig Stück Zinskupons zur vorbezeichneten Prioritäts- Obligation, ſofern nicht 
von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 
Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs, oder wenn der Talon überhaupt nicht bei⸗ 
gebracht werden kann, erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber 


der Obligation. 


Guben, den en 18. 
Der Verwaltungsrath der Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 
N. N., Rendant. 


(Nr. 78787879.) 51* (Nr. 7879.) 


e 2 3 Fre . . , . . IE 
1 . 2 Fe * ee EZ 


— 


(Nr. 7879.) Privilegium wegen Emiſſion von fünfprozentigen Prioritäts-Obligationen der 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 
250,000 Thalern. Vom 28. Auguſt 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von der Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
darauf angetragen worden iſt, ihr zum vollſtändigen Ausbau der Bahn und zur 
Beſchaffung ausreichender Betriebsmittel die Aufnahme einer Anleihe auf Höhe 
von zweihundert funfzig Tauſend Thalern gegen Ausſtellung auf den Inhaber 
lautender Obligationen zu geſtatten, wollen Wir in Berückſichtigung der Gemein⸗ 
nützigkeit des Unternehmens und in Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion 
dieſer Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


3 
Die Obligationen zerfallen in 2500 Stück à 100 Thaler und werden 
unter der Bezeichnung: 
„Fünfprozentige Prioritäts⸗Obligationen der Crefeld⸗Kreis Kempener In⸗ 
duſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft“ 
unter den fortlaufenden Nummern 1 bis 2500 nach dem beiliegenden Schema A. 
> von drei Direktoren, ſowie von dem Spezialdirektor reſp. deſſen Stellvertreter 
ausgefertigt. 
Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren nach den angeſchloſſe— 
nen Schemas B. und C. beigefügt. Die Kupons und Talons werden mit den 
. Fakſimiles dreier Direktoren und des Spezialdirektors verſehen und von zwei 
Kontrolbeamten der Geſellſchaft unterſchrieben. Die Kupons und der Talon 
werden alle fünf Jahre auf beſonders zu erlaſſende Bekanntmachung erneuert. 
Auf der Rückſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 
abgedruckt. 


8 2. 


Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt und die Zinſen 
in halbjährlichen Terminen postnumerando am 1. Februar und 1. Auguſt 
jeden Jahres gegen Auslieferung der über 2 Rthlr. 15 Sgr. lautenden Zinskupons 
an den Zahlſtellen in Berlin, Crefeld und in den Städten gezahlt, welche Seitens 
der Direktion der Geſellſchaft noch außerdem zu dem Ende vermittelſt Bekannt⸗ 
machung bezeichnet werden. 

Zinſen, deren Erhebung innerhalb fünf Jahren, von dem in dem betreffen⸗ 
den Kupon bezeichneten Zahlungstermine an, nicht geſchehen iſt, verfallen ohne 
Weiteres zum Vortheile der Geſellſchaft. . 

Die Ausreichung neuer Zinskupons erfolgt an den Präſentanten des 
Talons — durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Kupons | 

quit⸗ 
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uittirt wird — ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation bei der 
irektion zedhtgeilig ſchriftlich Widerſpruch erhoben iſt. Im Falle eines ſolchen 
Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der Obligation. Die 
Direktion kann ſich neben den Talons die Obligationen ſelbſt zur Verabfolgung 


neuer Zinskupons Behufs Abſtempelung einreichen laſſen. 


$. 3. 

Die Inhaber der Obligationen ſind auf Höhe der darin bezeichneten 
1 nebſt den fälligen Zinſen Gläubiger der Crefeld-Kreis Kempener 
Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft, fie haben als ſolche in Anſehung der der Gefell- 
ſchaft gehörigen Bahnſtrecken und deren Betriebsmittel ein unbedingtes Vorzugs⸗ 
recht vor den Inhabern der Stammaktien und der dazu gehörigen Dividenden⸗ 
ſcheine. Eine Veräußerung der zum Bahnkörper und zu den Bahnhöfen der 
Geſellſchaft gehörigen Grundſtücke iſt unſtatthaft, fo lange dieſe Prioritäts⸗ 
Obligationen nicht eingelöſt ſind oder deren Einlöſungsbetrag nicht gerichtlich 
deponirt iſt. Dieſe Veräußerungsbeſchränkung bezieht ſich jedoch nicht auf die außer⸗ 
halb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, 
welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an andere juriſtiſche 
Perſonen zu öffentlichen Zwecken abgetreten werden möchten. 


8. 4. 
Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, zu welcher jähr⸗ 
lich verwendet werden: 


a) der Ueberſchuß, welcher vom Ertrage der der Geſellſchaft gehörigen Bahn⸗ 
ſtrecken nach Dedung der laufenden Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ und 
Betriebskoſten und der Beiträge zum Reſerve- und Erneuerungsfonds 
übrig bleibt, bis zum Betrage von zwölfhundert funfzig Thalern; 


b) die erſparten Zinſen der amortiſirten Obligationen. 


Dieſe Amortiſation fol im Jahre 1876. aus dem etwaigen, sub littr. a. 
bezeichneten Ueberſchuſſe des Betriebsjahres 1875. beginnen. Für die Jahre, 
worin ein ſolcher Ueberſchuß nicht vorhanden iſt, wird zur Amortiſation nur die 
etwaige, sub littr. b. bezeichnete Zinſenerſparniß verwandt. 

Der Geſellſchaft bleibt das Recht vorbehalten, mit Genehmigung des 
Staats den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch die Tilgung der Obli⸗ 
gationen zu beſchleunigen. 

Die Nummern der hiernach in einem Jahre zu amortiſirenden Obligationen 
werden durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung geſchieht (zunächſt im Jahre 
1875.) in Gegenwart von zwei Direktionsmitgliedern unter Zuziehung eines das 
Protokoll darüber aufnehmenden Notars in einem 14 Tage vorher zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu dem den Inhabern der Obligationen 
der Zutritt geſtattet wird. Die ausgelooſten Nummern werden ſpäteſtens im 
November Behufs Auszahlung öffentlich bekannt gemacht. Die Auszahlung 
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erfolgt jedoch erſt an dem auf den Auslooſungstermin folgenden 1. Februar Gu⸗ 
erſt alſo im Februar 1876.) in Crefeld und Berlin und ſonſtigen von der 
Direktion öffentlich publizirten Zahlſtellen nach dem Nominalwerthe an die Vor⸗ 
E zeiger der Obligationen gegen Aushändigung derſelben und der dazu gehörigen, 
5 noch nicht fälligen Zinskupons (conf. F. 6.). 

Be Die im Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen ſollen in Gegen ⸗ 
wart eines Notars verbrannt werden; dieſe Verbrennung wird publizirt. 


* 


5 

En 
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5 §. 5. 
21 


a Außer der vorerwähnten Verſtärkung des Amortiſationsfonds bleibt der 
2 Geſellſchaft das Recht vorbehalten, mit Genehmigung des Staats alle durch die 


vorbezeichnete Auslooſung nicht betroffenen Obligationen insgeſammt mit ſechs⸗ 
. monatlicher Friſt zur Rückzahlung des Nennwerthes am 1. Februar oder 1. Auguſt 
zu kündigen. 

Auch die demzufolge eingelöſten Obligationen ſollen in Gegenwart eines 
ae verbrannt, und es foll, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht 
werden. 2 


$. 6. 

Die Verzinſung der Obligationen, welche ausgelooſt oder ſonſt gekündigt 
ſind, hört mit dem Tage auf, an welchem ſie zur Zurückzahlung fällig ſind. Wird 
der Betrag der Obligationen in Empfang genommen, ſo müſſen zugleich die 
ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an jenem Tage verfallen, mit der 
fälligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, jo wird der Betrag 
der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung dieſer 
Kupons verwandt. N 


§. 7. 

Diejenigen Obligationen, welche ausgelooſt oder ſonſt gekündigt ſind, und, 
der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht rechtzeitig 
zur Rückzahlung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der 
Direktion der Geſellſchaft alljährlich einmal Behufs Empfangnahme der Zahlung 
öffentlich aufgerufen; werden fie deſſenungeachtet nicht innerhalb eines Jahres 
nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung vorgezeigt, fo erliſcht ein 
jeder Anſpruch aus denſelben an das Vermögen der Geſellſchaft, was von der 
Direktion unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern alsdann öffentlich 
bekannt zu machen iſt. Die Generalverſammlung der Geſellſchaft kann jedoch 
deren gänzliche oder theilweiſe Bezahlung aus Billigkeitsrückſichten beſchließen. 


$. 8. 
Die Ausführung der vorgeſchriebenen Amortiſation oder ſonſtigen Tilgung 
der Obligationen (F. 5.) hat die Geſellſchaft alljährlich dem Königlichen Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariate nachzuweiſen. 85 
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§. 9. f 
Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maßgabe der in dem 
$. 4. getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung 
länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung der Transportbetrieb 
N auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate gänzlich eingeſtellt ge- 
weſen iſt; 8 
e) wenn die im F. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 

In den Fällen ad a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
zurückgefordert werden, und zwar: 

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 

In dem sub c. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu 
beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem Kün- 
digungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch machen, 
wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. Die Kün⸗ 
digung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahnverwaltung 
die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen längſtens 
dreier Monate nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amortiſirenden 
Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 

N Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmung dieſes Paragraphen 
eingelöſt ſind, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


$. 10. 


Sind Obligationen angeblich verloren gegangen oder vernichtet, ſo kann 
deren Mortifikation beantragt und ausgeſprochen werden. Die Direktion, welche 
nach ihrem Ermeſſen eine Beſcheinigung des Verluſtes fordern darf, erläßt des 
Endes, auf Antrag der Betheiligten dreimal, in Zwiſchenräumen von wenigſtens 
vier und höchſtens ſechs Monaten eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente 
einzuliefern oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. 


Sind vier Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, ohne daß die 
Dokumente eingeliefert oder etwaige Rechte auf dieſelben angemeldet worden, und 
hat außerdem ſeit der erſten Aufforderung ein Termin zur Empfangnahme einer 
neuen Serie Zinskupons ſtattgefunden, ohne daß dabei innerhalb mindeſtens 
ſechs Monaten nach deſſen Ablauf die betreffenden Obligationen, beziehungsweiſe 
die der früheren Serie beigegebene Anweiſung ($. 2.) zum Vorſchein gekommen 
ſind, ſo ſpricht das Landgericht zu Düſſeldorf auf Grund jenes Aufgebotes die 
Mortifikation aus, die Direktion bringt dieſelbe zur öffentlichen Kenntniß und 
fertigt an Stelle der mortifizirten Dokumente neue unter denſelben Nummern 
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aus, auf welchen bemerkt wird, daß fie als Erſatz für mortifizirte dienen. Die 
ae Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheiligten 
zur ; 

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortiftzirt wer⸗ 
den; jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der 
Verjährungsfriſt ($. 2.) bei der Direktion der Geſellſchaft anmeldet und den 
ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigen der Obligationen oder ſonſt 
in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 


. 11. 


Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch den Preußiſchen Staatsanzeiger, die Cölniſche Zeitung, Crefelder Zeitung, 
Kempener Kreisblatt. Im Falle des Eingehens des einen oder anderen dieſer 
Blätter beſtimmt die Direktion dafür eine andere Zeitung und macht die ge⸗ 
troffene Wahl durch die übrig gebliebenen Blätter bekannt. 


Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi⸗ 
legium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, . jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 
den Rechten Dritter zu präjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 28. Auguſt 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Ca mphauſen. 


Schema A. 


ee a MA ee 3 ne DE kn Zn 5 


Funfprozentige Prioritaͤts-Obligation 
e der 
Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft 
Be | 

über 


Einhundert Thaler Preußiſeh Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat an die Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft 8 

Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
zu fordern als Antheil an dem in Gemäßeit des Königlichen Privilegiums 
UW a 18.. aufgenommenen Darlehn von zweihundert 
funfzig Tauſend Thalern. 
Die Zinſen ſind gegen die ausgegebenen Zinskupons zahlbar. 


Crefeld, den ern 1825 b 
Die Direktion. Der Spezialdirektor. 
(Unterſchrift dreier Direktoren.) (Unterſchrift.) 


(Trockener Stempel.) 


Dieſer Obligation find Zinskupons pro PP 
nebſt Talon beigefügt. 


= = 


Eingetragen sub Fol. ..... des Regiſters. 
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Zinskupon 
zur 
fuͤnfprozentigen Prioritaͤts-Obligation 
der 
Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft 
* 


uv avgjgv? 


Zwei Thaler funfzehn Groſehen 


hat der Inhaber dieſes Zinskupons am 3 18. . in Berlin, 


Crefeld und in den außerdem von uns zu deſignirenden Städten 
bei den bekannt gemachten Zahlſtellen zu erheben. 
Crefeld, den . ten 
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Die Direktion der Crefeld-Kreis 
(Trockener Stempel.) Kempener Induſtrie-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. 


(Fakſimile dreier Direktoren und des Spezial- 
direktors.) 


Kontrole Fol. ..... 


Schema C. 
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Schema ©. 


Ta l oben 


zu der 
Prioritaͤts⸗Obligation 
der 
Crefeld „Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft 
Ne 1 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe, wodurch er zu 
gleich über den Empfang der folgenden Serie der Zinskupons quittirt, an 
den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die erie 
der Zinskupons für die Jahre bis „ſofern nicht vom Inhaber 
der Obligation bei der unterzeichneten Direktion rechtzeitig Widerſpruch da⸗ 
gegen erhoben wird. 


Crefeld, den 


Die Direktion 
(Trockener Stempel.) der Crefeld-Kreis Kempener Induftrie 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile dreier Direktoren und des Spezialdirektors.) 


(Nr, 78797880) (Nr. 7880.) 


5 (Nr. 7880.) Bekanntmachung, betreffend die der Oberſchleſſſchen Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte — 
ae llandesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer Eiſenbahn von 
Leobſchütz in der Richtung auf Jägerndorf. Vom 7. September 1871. 


* 2 Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
23. Auguſt 1871. der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Be⸗ 
78 trieb einer Eiſenbahn von Leobſchütz in der Richtung auf Jägerndorf unter 
gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 
Die ga Allerhöchſte Urkunde gelangt durch die Amtsblätter der 
Königlichen Regierungen zu Breslau und Oppeln zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 7. September 1871. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
5. i g i N Im Auftrage: 
1 Kr Weishaupt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


